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GStB-Niederschrift 
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Mitgliederversammlung am 03.11.2008  
in Bingen am Rhein  

Ergebnisniederschrift 

Beginn: 10:15 Uhr 

Ende: 11:30 Uhr 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer: 

1.992 vertretene Stimmen (59,84 %; Stand: ab 10:16 Uhr) 

2.226 vertretene Stimmen (66,89 %; Stand: ab 11:00 Uhr) 

Ehrengäste, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsstelle (lt. besonderem 

Verzeichnis in den Akten der Geschäftsstelle) 

Tagesordnung: 

1 Begrüßung, Feststellung der Tagesordnung und der Beschlussfähigkeit 

2 Grußworte 

2.1 Karl Peter Bruch, Stellvertretender Ministerpräsident des Landes Rheinland-
Pfalz und Minister des Innern und für Sport 

2.2 Hans-Artur Bauckhage MdL, Vizepräsident des Landtages Rheinland-Pfalz 

2.3 Dr. Gerd Landsberg, Geschäftsführendes Präsidialmitglied Deutscher Städte- 
und Gemeindebund 

2.4 Oberbürgermeisterin Birgit Collin-Langen, Bingen am Rhein 
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3 Prüfungsberichte 

3.1 Zweckbetrieb 

Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 

3.2 Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsfüh-
rung 

4 Wahl einer/eines Vorsitzenden und einer/eines Stellv. Vorsitzenden des 
Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz 

5 Wahl eines Wahlvorstandmitgliedes 

6 10 Thesen zur Positionsbestimmung des Gemeinde- und Städtebundes 
Rheinland-Pfalz – Schwerpunkte der zukünftigen Verbandsarbeit 

7 Aussprache 

8 Schlusswort 

 

(Hinweis: Die Niederschrift orientiert sich an der mit der Einladung übermittelten Ta-
gesordnung, nicht am tatsächlichen Verlauf der Mitgliederversammlung. 
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Mitgliederversammlung am 03.11.2008; Ergebnisniederschrift  
 

 

 

TOP: 1 Begrüßung, Feststellung der Tagesordnung und der Beschlussfähig-
keit  

Der Vorsitzende, Bm/BmSt Heijo Höfer, Altenkirchen begrüßt die Anwesenden, vor 

allem die Grußwortredner sowie die Ehrengäste und stellt die Beschlussfähigkeit der 

Versammlung fest. Änderungswünsche zur Tagesordnung ergeben sich nicht. 

Der Vorsitzende: 

„Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich darf Sie alle ganz herzlich zur Mitglie-

derversammlung für das Jahr 2008 des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-

Pfalz hier in Bingen begrüßen. 

Heute stehe ich deshalb als Vorsitzender vor Ihnen, weil Winfried Manns vor gut 

einem Monat, also kurz vor Ablauf unserer gemeinsamen vier Jahre im Vorsitz, in die 

hauptamtliche Funktion unseres Verbandsdirektors wechselte und mir für diesen 

Monat wieder den Vorsitz überließ. 

Ich weiß, meine sehr geehrten Gäste, die ständige ‚Wechselei‘ beim GStB ist nicht 

immer leicht nachzuvollziehen. Vor allem, weil heute noch dazu eine Neuwahl des 

Vorstandes ansteht und ich, so hoffe ich, dann vom „alten“ Vorsitzenden in die Rolle 

des „neuen“ Vorsitzenden schlüpfen darf. 

Zum ersten Male nach 20 Jahren steht ein GStB-Vorsitzender vor Ihnen, sehr geehr-

te Ehrengäste, liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter, der nicht gleichzeitig Reimer Steenbock als Verbandsdirektor begrüßen kann. 
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Wir haben seinen Abschied aus der Geschäftsführung vor Kurzem vollzogen und uns 

allen ist bewusst, dass eine den GStB prägende Ära zu Ende gegangen ist. Lieber 

Reimer, wir alle begrüßen Dich ganz herzlich zu unserer Mitgliederversammlung und 

freuen uns über Deine Anwesenheit. 

Lassen Sie mich weitere Ehrengäste begrüßen, die ich alle sehr herzlich willkom-

men heiße. Unserer Gästeliste können Sie entnehmen, wer sich für unsere Mitglie-

derversammlung angemeldet hat. Einige von Ihnen möchte ich gerne persönlich 

ansprechen. 

Ich freue mich sehr über die Anwesenheit des stellvertretenden Ministerpräsidenten 

von Rheinland-Pfalz, Minister des Innern und für Sport, Herr Karl Peter Bruch, und 

über seine Bereitschaft, ein Grußwort zu sprechen. Mit ihm begrüße ich auch die 

zahlreichen Vertreter der Ministerien. 

Sehr geehrter Herr Staatsminister Bruch, die anstehende Verwaltungs- und Gebiets-

reform hat zwischenzeitlich konkretere Formen angenommen. Die Kommunalen 

Spitzenverbände wurden in den Reformprozess zeitnah und unmittelbar eingebun-

den, die kommunale Basis und die Bürgerinnen und Bürger kamen ausreichend zu 

Wort. Vor Kurzem konnten wir in Ihrem Beisein mit den Spitzen der drei im Landtag 

vertretenen Fraktionen über die Notwendigkeit eines gesetzgeberisch gestalteten 

Handlungsauftrages sprechen. Wir sind gespannt, was die kommenden Monate brin-

gen werden, insbesondere auf der Ebene der Verbandsgemeinden und der ver-

bandsfreien Gemeinden. Mal sehen, ob das gute Beispiel der beschlossenen Fusion 

der Stadt Cochem und der Verbandsgemeinde Cochem-Land Schule macht. 

Ich heiße willkommen alle Damen und Herren Abgeordneten des Europäischen Par-

laments, des Deutschen Bundestages und des Landtages von Rheinland-Pfalz. Der 

Vizepräsident des Landtages, Herr Staatsminister a. D. Hans-Artur Bauckhage, er 

vertritt auch die FPD-Fraktion, wird ein Grußwort entrichten, wofür ich schon jetzt 

danke. Zahlreiche Abgeordnete, viele von Ihnen haben vor Ort auch noch ein kom-

munalpolitisches Mandat inne, sind heute zu unserer Mitgliederversammlung ge-

kommen. Für die SPD-Fraktion und deren Fraktionsgeschäftsführung darf ich stell-

vertretend Herrn Michael Hüttner begrüßen. Er ist ja auch in unserem Landesvor-

stand kooptiertes Mitglied. Der für die kommunale Familie so wichtige Innenaus-

schusses im Landtag spiegelt unsere Vorstellungen ins Parlament. 
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Für die CDU-Fraktion darf ich die stellvertretende Fraktionsvorsitzende Frau Marlies 
Kohnle-Gros, begrüßen. Herzlich willkommen auch Ihnen und Ihren Fraktionskolle-

ginnen und -kollegen, Frau Kohnle-Gros. 

Die Gerichtsbarkeit unseres Landes wird repräsentiert durch Präsidenten der Ober-

gerichte unseres Landes. Sie sind immer gern gesehene Gäste bei unseren Verans-

taltungen, dokumentiert dies doch das gute Verhältnis zu unseren Gerichten. 

Der Landesrechnungshof wird vertreten durch seinen Präsidenten, Herrn Klaus P. 
Behnke. Auch Ihnen, Herr Behnke, ein herzliches Willkommen. 

Immer wieder wagen sie sich tapfer in die Höhle des Löwen, die Präsidentinnen und 

Präsidenten der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion sowie der beiden Struktur- 

und Genehmigungsdirektionen und anderer Oberbehörden des Landes. Zum ersten 

Mal in ihrer neuen Funktion gekommen ist Frau Dagmar Barzen, die Präsidentin der 

SGD Nord. Herzlich willkommen, Frau Barzen, stellvertretend für alle anwesenden 

Präsidenten und Vizepräsidenten. 

Herr Dr. Gerd Landsberg, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes, wird uns in seinem Grußwort die Geschehnisse in der 

Bundeshauptstadt nahe bringen. Wir freuen uns schon darauf und danken Ihnen für 

Ihr Kommen. Kaum sind strittige Themen wie die Gewerbesteuer positiv abgearbei-

tet, oder man hielt sie, wie bei der ARGE, für erledigt, so tauchen sie in neuer Form 

wieder auf oder machen erstmals auf sich aufmerksam, wie zum Beispiel die Erb-

schaftssteuer, deren Abschaffung alleine uns rheinland-pfälzische Kommunen rund 

40 Mio. Euro kosten würde. 

Der erfolgreichen Landesgartenschau-Stadt Bingen sind wir dankbar für die Überlas-

sung des Kongress-Zentrums, in dem wir wie immer gerne tagen. 

Frau Oberbürgermeisterin Birgit Collin-Langen möchte gleich nach meiner Begrü-

ßung als Erste ihr Grußwort sprechen. Ich denke, die anderen Grußwortredner er-

lauben ihr das, als Belohnung für die tolle Landesgartenschau in diesem Sommer, 

auf die sie so stolz ist. 

Mein Gruß gilt auch den anwesenden Repräsentanten des rheinland-pfälzischen 

Landkreistages und des Städtetages, den Herren Ernst Beucher und Bürgermeister 

Fritz Wagner. Im Ringen um eine gute und zukunftsfähige Kommunalstruktur sind 

wir mit ihnen in konstruktiven Gesprächen und Verhandlungen. Ebenso herzlich will-

kommen heiße die Repräsentanten der kommunalpolitischen Organisationen in den 
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Parteien und Wählergruppen, die sich - in den letzten Jahren mit zunehmender 

Kraft - in die Strukturdiskussionen einbringen. 

Wichtig für unsere Arbeit sind die Erfahrungen unserer ausgeschiedenen Vorsitzen-

den und Vorstandsmitglieder, die ich ganz herzlich grüße, sowie die Gespräche und 

Kontakte mit den übrigen kommunalen Verbänden, den Gewerkschaften, den Ver-

sorgungskassen, oder den Kommunalversicherungen. Ihnen allen ein herzliches 

Willkommen. 

Einen besonderen Gruß und Glückwunsch entbiete ich dem Vorsitzenden des GStB-

Bezirks Pfalz, Wolfgang Bambey, der gestern mit 93% ein ganz hervorragendes 

Wiederwahlergebnis als Bürgermeister der Verbandsgemeinde Dahner Felsenland 

erringen konnte. 

Die Fachverbände, deren Vertreterinnen und Vertreter ich ebenfalls freundlich grüße, 

sind für uns wichtige Ansprechpartner. Aloysius Söhngen, zum Beispiel, vertritt mit 

großer Kraft die Interessen der haupt- und ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und 

Bürgermeister sowie der Waldbesitzer in Rheinland-Pfalz. 

Ein freundliches Willkommen sage ich den Vertreterinnen und Vertretern der Unfall-

kasse, der Kammern und der Wirtschaft, der Forst- und Landwirtschaft sowie der 

Hochschulen. Ebenso den zahlreichen Repräsentanten der mit dem GStB zusam-

menarbeitenden Unternehmen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich die Medien und die Verlage willkommen 

heißen, auf die wir bei der Erfüllung unserer Aufgaben als Verband, aber auch als 

jedes einzelne Mitglied, stark angewiesen sind und die über uns durchaus positiv 

berichten.  

Vorab möchte ich allen, die seit der Mitgliederversammlung 2007 gewählt, ernannt 

oder in irgendeine Funktion bestellt worden sind, sehr herzlich gratulieren, auch allen 

Kolleginnen, Kollegen und Teilnehmern, welche in dieser Zeit einen runden Geburts-

tag gefeiert haben. 

Spät, aber nicht zu spät, sondern herausgehoben, begrüße ich den neuen Ver-

bandsdirektor Herrn Winfried Manns. 

Herr Manns wird die heutige Mitgliederversammlung nutzen, um Ihnen zehn Thesen 

vorzustellen, in denen er die Schwerpunkte der zukünftigen Verbandsarbeit und da-

mit unsere Positionsbestimmung darlegen wird. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, vor vier Jahren wurden mein Kollege Winf-

ried Manns und ich zu Vorsitzenden unseres Verbandes gewählt. Unsere Arbeit wur-

de durch die sehr gute Unterstützung unserer Geschäftsstelle und die konstruktive 

Art, mit der unsere Gremien arbeiten, wesentlich befördert. Nun wird diese gute Zeit 

mit Winfried Manns fortgesetzt, allerdings auf anderer Grundlage. Als unser neuer 

Verbandsdirektor hat er eine außerordentlich anspruchsvolle Position übernommen. 

Er wird sie in gewohnter Manier ausfüllen. Wir wünschen ihm dazu eine allzeit glück-

liche Hand. 

Auf die Zusammenarbeit mit dem heute neu zu wählenden Vorstandsmitglied freue 

ich mich sehr. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nun zur Feststellung der Tagesordnung 

kommen: Sie liegt Ihnen vor und ich hoffe, dass Sie damit einverstanden sind.  

Weiterhin ist die Beschlussfähigkeit festzustellen. Die Gesamtzahl der Stimmen im 

Gemeinde- und Städtebund beträgt 3.329. Inzwischen erhalte ich die Nachricht, dass 

bereits rund 60 % unserer Mitglieder anwesend sind. Damit stelle ich die Beschluss-

fähigkeit fest. 

Wir kommen nun zu den Grußworten. Frau Oberbürgermeisterin Collin-Langen, wir 

freuen uns auf Ihr Grußwort.“ 
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Mitgliederversammlung am 03.11.2008; Ergebnisniederschrift  
 

 

 

TOP: 2 Grußworte 

TOP:2.1 Karl Peter Bruch MdL, Stellv. Ministerpräsident des Landes Rhein-
land-Pfalz, Minister des Innern und für Sport 

Karl Peter Bruch MdL, Stellv. Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz, 
Minister des Innern und für Sport:  

„Für die freundliche Begrüßung und die Einladung zu der heutigen Mitgliederver-

sammlung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz hier nach Bingen dan-

ke ich Ihnen sehr herzlich.  

Ich darf Ihnen auch die Grüße der Landesregierung und des Ministerpräsidenten, 

den ich hier selbstverständlich gerne vertrete, überbringen. 

Mir ist es auch gerade heute ein ganz besonderes Anliegen, alle Vertreter der Ge-

meinden und Städte hier begrüßen zu können, da es insbesondere für die Stadt Bin-

gen mit der Landesgartenschau ein sehr erfolgreiches Jahr war.  

Wir können den Wind nicht ändern, aber wir können die Segel richtig setzen." Diese 

alte Weisheit des griechischen Philosophen Aristoteles möchte ich an den Beginn 

meiner Rede stellen. Ich freue mich, dass so viele Vertreter der Kommunen unseres 

Landes der Einladung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz gefolgt 

sind, und wir auch über das Jahr 2008 hinweg weiter einen Austausch darüber star-

ten können, wie wir in den nächsten Jahren die Segel setzen. 

Der Wind verhieß bis vor kurzem noch Positives. Lang erwartet hat der Aufschwung 

im letzten Jahr und auch noch zu Beginn dieses Jahres eine wirtschaftliche Erholung 
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gebracht. Nunmehr müssen wir aber die ersten negativen Zeichen aufgrund der Fi-

nanz- und Bankenschwäche erkennen. Daran kann man aber auch sehen, wie anfäl-

lig das System weltweit ist. Bleibt nur zu hoffen, dass es nicht so kommt, wie Pessi-

misten unken und der Aufschwung vielleicht in etwas abgeschwächter Form noch 

erhalten werden kann. Aber auch hier hat man gesehen, wie schnell der Ruf nach 

dem Staat laut wird wenn es in der Wirtschaft nicht läuft, und wie schnell dieser in 

Krisenzeiten handeln kann. Es darf aber auch nicht aus dem Auge verloren werden, 

dass die Geschäftsführer und Manager von Großbanken gefordert sind und Konse-

quenzen erfolgen müssen.  

Insgesamt ist die Politik gut aufgestellt und wir brauchen uns nicht zu verstecken. In 

dem abgelaufenen Jahr haben wir eine Menge zu Wege gebracht, um den Standort 

Rheinland-Pfalz zu stärken und die Lebensqualität für die Bürgerinnen und Bürger zu 

erhöhen. Hieran knüpfen wir auch mit den neuen Maßnahmen im Jahr 2009, die er-

neut entscheidende Weichen für die künftige Entwicklung unseres Landes stellen 

werden. So brauchen die Eltern von Dreijährigen und ab August 2010 die Eltern von 

Zweijährigen keinen Betreuungsbeitrag mehr zu zahlen. Auch hier geht es um die 

Menschen, um die Eltern und vor allem um unsere Kinder. 

Ein weiteres Thema, das ich für nach wie vor für wichtig halte, sind die über 300 In-

formationsveranstaltungen der Landesregierung zum Thema Rechtsextremismus. 

Wir haben so insgesamt 20.000 - oft junge - Menschen erreicht. Unsere Broschüre 

‚Kommunen gegen Rechtsextremismus‘ ist im Dezember 2007 in der zweiten Aufla-

ge erschienen - und geht leider weg ‚wie warme Semmeln‘. Ich würde mir wünschen, 

dass wir uns um dieses Thema weitaus weniger kümmern müssten; es ist mir so lieb 

wie Zahnweh. Aber: Solange die Rechten bei uns in den Kommunen versuchen, Fuß 

zu fassen, werden wir nicht nachlassen und dagegen halten.  

Um handlungsfähig zu bleiben und die Zukunft zu meistern und zu sichern, hatten wir 

vor über 35 Jahren eine erste Kommunal- und Verwaltungsreform im Lande Rhein-

land-Pfalz. Auch bei der nunmehr anstehenden Kommunal- und Verwaltungsreform 

wird man gemeinsam mit allen Betroffenen sowie auch mit dem Gemeinde- und 

Städtebund um das größtmögliche Wohl der Allgemeinheit Lösungen finden müssen. 

Wie diese aussehen, meine Damen und Herren, wird die nähere Zukunft zeigen 

müssen. Gründe für eine solche Optimierung gibt es eine ganze Anzahl: 

• die demographischen Änderungen im Hinblick auf die Einwohnerzahlen, 



- 10 - 

.../ 11 

 

• den Altersaufbau der Gesellschaft, 

• die auch künftig begrenzten finanziellen Ressourcen der öffentlichen Hand, 

• der teilweise erhebliche Wandel der Bedeutung und des Umfangs der öffentli-

chen Aufgaben und  

• die für eine Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben relevanten technologischen 

Änderungen.  

Im Rahmen einer Kommunal- und Verwaltungsreform müssen folgende Ziele angest-

rebt werden. 

• Optimierung der Aufgabenzuständigkeiten, 

• Optimierung der Verwaltungsabläufe und  

• Optimierung der kommunalen Gebietsstrukturen. 

Die durchgeführten Bürgerkongresse und die Planungszellen im Hinblick auf diese 

Ziele konnten erfolgreich abgeschlossen werden.  

Das kommunale Gefüge in Rheinland-Pfalz sollen weiterhin Ortsgemeinden, Ver-

bandsgemeinden, verbandsfreie Gemeinden und Städte, große kreisangehörige 

Städte, Landkreise und kreisfreie Städte bilden.  

Diese anstehende Reform erfordert aber von uns allen sehr viel Disziplin und größte 

Anstrengungen zur Umsetzung dieser Ziele. 

An der Konzipierung und Verwirklichung der genannten Maßnahmen haben viele 

Bürgerinnen und Bürger aus Rat und Verwaltung sowie der Bürgerschaft mitgedacht 

und mitgewirkt. Für dieses große Engagement möchte ich Ihnen allen heute ganz 

herzlich danken. Denn, so grundlegend die finanziellen Mittel sind - wir brauchen die 

Einsatzbereitschaft der Menschen und ihre klugen Köpfe.  

Wir haben also Grund, mit Zuversicht auch in das Jahr 2009 zu blicken, auch wenn, 

das will ich nicht verhehlen, eine ganze Reihe von Herausforderungen auf uns war-

ten. Denn ungeachtet aller Freude über den kurzen Aufschwung und die höheren 

Einnahmen - wir sind im Jahr 2008 nicht all unsere Probleme losgeworden. 

Die Anzahl der arbeitslosen Frauen und Männer ist zwar zurückgegangen, aber nach 

wie vor für mein Verständnis immer noch zu hoch. Und jeder Einzelne, sich um Ar-

beit Bemühende, ist einer zu viel, denn an einem Arbeitsplatz hängt viel. Ein Job be-

deutet nicht nur Lohn und Brot, er bringt auch Selbstachtung und Teilhabe am öffent-
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lichen Leben: für den Arbeitslosen selbst, aber auch für seine Familie, die mit betrof-

fen ist, wenn die Motivation verloren geht und das Geld knapp wird. 

Arbeitslosigkeit belastet die Betroffenen - und die Kommune. Denn je höher die So-

zialleistungen sind, die sie zu erbringen hat, desto weniger Mittel stehen für andere 

Zwecke bereit. Eingeschränkt sind unsere Ausgaben zudem durch den Schulden-

dienst sowie unser Ziel, die gesamte Verschuldung peu à peu abzubauen. 

Dazu gilt es, die Gemeinden im Wettbewerb untereinander gut zu positionieren und 

die Standortqualitäten zu verbessern bzw. stärker hervor zu heben. Denn mit unserer 

guten Infrastruktur und dem hohen Freizeitwert unserer Regionen haben wir viel zu 

bieten. Und auch mit Leistungen, den Ideen und der Tatkraft der hier lebenden Men-

schen können wir punkten. 

Wir reden heute oft darüber, dass vieles, was die Städte und Gemeinden sehr direkt 

betrifft, ganz woanders entschieden und geregelt wird. Der Wind wird in Mainz, Berlin 

und Brüssel gemacht, oder in den Zentralen multinationaler Konzerne und an den 

großen Börsen. Wenn es da letztlich nicht läuft, dann bleibt das bei mir eingangs 

vorgetragene Wort, dass der Staat gegebenenfalls zur Handlungsfähigkeit korrigie-

rend eingreifen muss. 

Uns bleiben jedoch noch genügend Handlungsspielräume, um unsere Segel zu set-

zen. Handlungsspielräume, die es zu nutzen gilt und die auch nicht klein geredet 

werden sollten. 

Denn die Einführung der kommunalen Selbstverwaltung war ein Meilenstein in der 

Entwicklung unserer Demokratie. Mit der Städteordnung vom 19. November 1808 

wurden, wie der Reformer, Heinrich Friedrich Carl Reichsherr vom und zum Stein, 

selbst erklärte, mit der Städteordnung wurden die ‚Städte… mündig erklärt‘.  

Zusammen mit der Befreiung der Bauern aus der Leibeigenschaft der Heeresreform 

und der Gründung der Berliner Universität gehörte die Städteordnung zum großen 

Reformpaket des preußischen Staates. Nach der Niederlage gegen Napoleon in der 

Schlacht bei Jena und Auerstedt drangen einige Staatsmänner darauf, überholte po-

litische und soziale Strukturen aufzuheben und den Bürgern mehr Rechte zu gewäh-

ren. Stein, dessen Geburtstag sich im letzten Jahr zum 250. mal jährte, kann man 

sicherlich als den geistigen Vater der kommunalen Selbstverwaltung bezeichnen. 

Was heute so selbstverständlich ist, bedeutete damals eine umwerfende Neuerung. 

Denn bis dahin waren die Kommunen von staatlichen, meist adligen Beamten regiert 
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worden. Nunmehr jedoch sollten und durften die einzelnen Bürger am öffentlichen 

Leben teilnehmen - die Bürgerinnen durften dies erst gut 100 Jahre später.  

Stein ging es damals, wie er in seiner berühmten Nassauer Denkschrift von 1807 

schrieb, um ‚die Belebung des Gemeingeistes und des Bürgersinns‘. 

Von diesem Bürgersinn, meine Damen und Herren, leben die Städte und Gemeinden 

bis heute. Er findet sich bei den Bürgerinnen und Bürgern, die sich für Wahlen auf-

stellen lassen und im Rat die Geschicke ihrer Gemeinden lenken und begleiten. Er 

findet sich aber auch bei den vielen Bürgerinnen und Bürgern, die sich ehrenamtlich 

engagieren, die soziale oder kreative Projekte sponsern und die mit ihren Unterneh-

mungen ihre Gemeinde und Stadt weiterbringen. Solche Partizipation ist ein Grund-

pfeiler jeder Demokratie. 

Ich bin sehr froh, dass dieser Bürgersinn im Land Rheinland-Pfalz weit verbreitet ist. 

Denn er trägt entscheidend dazu bei, dass es sich in unseren Städten und Gemein-

den gut leben lässt, er stiftet Zusammenhalt und ist damit auch ein Standortvorteil. 

Vieles von dem, was das Land Rheinland-Pfalz so attraktiv macht, ist von und in Zu-

sammenarbeit mit den Bürgerinnen und Bürgern entwickelt und geschaffen worden. 

Sie mischen sich ein, sie werden aktiv in Vereinen, Initiativen oder karitativen Orga-

nisationen, sie übernehmen Verantwortung für ihr Umfeld und praktizieren damit 

Demokratie. Und dafür möchte ich ihnen allen ganz herzlich danken. Ich bitte Sie 

auch, diesen Dank an die Bürgerinnen und Bürger weiter zu geben. Sie alle werden 

gebraucht, um das Land Rheinland-Pfalz weiter zu entwickeln und unsere Segel rich-

tig zu setzen. Auch wir wissen nicht, woher der Wind 2009 wehen wird, aber in ge-

meinsamen Anstrengungen und Bemühungen haben wir gute Aussichten, Fahrt zu 

machen, und unsere Ziele zu erreichen. 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, wünsche ich Ihnen auch weiterhin ein 

gutes und erfolgreiches Wirken im Sinne ihrer Stadt und Gemeinde.“ 
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Mitgliederversammlung am 03.11.2008; Ergebnisniederschrift  
 

 

 

TOP: 2 Grußworte 

TOP:2.2 Hans-Artur Bauckhage MdL, Vizepräsident des Landtages Rheinland-
Pfalz  

Hans-Artur Bauckhage MdL, Vizepräsident des Landtages Rheinland-Pfalz: 

 

„Zu Ihrer heutigen Mitgliederversammlung darf ich Ihnen als Vertreter des Landtags 

von Rheinland-Pfalz die herzlichen Grüße von Landtagspräsident Joachim Mertes 

und aller meiner Abgeordnetenkolleginnen und -kollegen überbringen. 

Sehr gerne bin ich der Einladung zu Ihrer diesjährigen Versammlung nachgekom-

men. 

Ich möchte die Verbindung zwischen den Kommunen und dem Landtag besonders 

würdigen, denn die Arbeit mit den Kommunen ist sehr eng mit der des Landes ver-

flochten. 

Umso erfreulicher ist es daher, dass dieses Verhältnis in unserem Bundesland schon 

seit Jahrzehnten von gegenseitigem Respekt und wechselseitigem Vertrauen ge-

prägt ist. 

Persönliche Wertschätzung, aber auch pragmatischer Konflikt sind die Basis der gu-

ten und überwiegend harmonischen Beziehung zwischen dem Land und den Kom-

munen. Diese hat sich in der Vergangenheit stets bewährt und eine bürgernahe Poli-

tik erst möglich gemacht. 
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Eine bürgernahe und effiziente Politik ist nur gemeinsam, in enger Zusammenarbeit 

mit den Kommunen möglich. Nur mit gemeinsamer Anstrengung kann die kommuna-

le Selbstverwaltung funktionstüchtig sein und so die Bürgernähe unseres Staates 

sichern. 

Der Landtag kann nur dann eine erfolgreiche Politik betreiben, wenn er in der Lage 

ist, die Vorstellungen der kommunalen Gebietskörperschaften und ihrer Verbände in 

seine Entscheidungen mit einzubeziehen. Landespolitik ist immer auch Kommunal-

politik.  

Denn in unseren Kommunen leben die Bürgerinnen und Bürger. Sie geben uns die 

Möglichkeit, Politik für sie zu machen und dafür zu sorgen, dass ihre Wünsche um-

gesetzt werden. 

Die kommunalen Spitzenverbände sind aus diesem Grund ein wichtiger Gesprächs-

partner für uns. Dort treffen sich die Bürgerinnen und Bürger. Dort müssen wir prä-

sent sein. 

Die Bürgerinnen und Bürger sind unsere Wählerinnen und Wähler. Sie geben uns mit 

ihren Stimmen das Vertrauen. Doch die Zahlen sind rückläufig: 

In unseren Nachbarländern Saarland und Baden-Württemberg gingen zehn Prozent 

weniger zu den Landtagswahlen als noch in der Wahlperiode davor. 

In unserem Bundesland gingen die Wählerzahlen nur geringfügig zurück (3,9 Pro-

zent). Das freut uns sehr. Doch genau daran sehen wir doch auch, dass wir weiter-

arbeiten und mehr Transparenz für unsere Bürgerinnen und Bürger bieten müssen. 

Unsere Wähler müssen sehen, was mit ihren Steuergeldern passiert. Wir müssen 

eine vollständige Übersicht bieten, dass mehr Klarheit entsteht und auf diesem Weg 

das Vertrauen unserer Wählerinnen und Wähler weiter ausbauen.  

Und das tun wir. Wir haben in den Kommunen 2006 die Doppik eingeführt. 

Diese doppelte Buchführung sorgt dafür, dass fehlende Transparenz ersetzt wird. 

Erstmalig erlangen die Gemeinden, und damit auch die Bürgerinnen und Bürger, 

durch eine gemeindliche Bilanz einen vollständigen Überblick über ihr Vermögen und 

ihre Schulden. 
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Damit auch über das gemeindliche Eigenkapital als den Betrag, der nach Tilgung 

sämtlicher Schulden verbleibt, wenn sämtliches Vermögen zu Buchwerten veräußert 

würde. 

Aufgrund zahlreicher Ausgliederungen und Beteiligungen weisen Gemeinden heute 

eine konzernähnliche Struktur auf. Der städtische Kernhaushalt wurde kameral ge-

führt, die Tochterorganisationen hingegen rechneten kaufmännisch ab, so dass ge-

trennte Zahlenwerke vorlagen, die mit vertretbarem Aufwand im Sinne einer Konsoli-

dierung nicht kompatibel waren. 

Ein einheitliches Rechnungssystem auf doppischer Basis war notwendig, um einen 

Gesamtüberblick über das gemeindliche Vermögen zu gewinnen. 

Die Doppik sorgt für mehr Übersicht und Transparenz in den Gemeinden. Das be-

deutet für die Gemeinde eine Stärkung ihrer Selbstverwaltung.  

Das Ziel aller unserer Anstrengungen muss es sein, den Kommunen ihren Hand-

lungsspielraum zu erhalten, da nur so die lokale politische Kultur lebensfähig bleiben 

kann. Diesem Ziel sind wir mit Doppik näher gekommen. 

Die Bürger können und sollten gerade auf der kommunalen Ebene wieder aktiver an 

der Politik teilhaben. Denn in den Kommunen werden die Entscheidungen gefällt, 

denn dort leben die Menschen, für die wir Politik machen. 

Es liegt nun an uns, ob wir die Tatkraft, die Ideen und die Entschlossenheit besitzen, 

um gemeinsam Politik zu machen und die vor uns liegenden Probleme zu lösen und 

damit das Wohl unserer Landes und seiner Bürgerinnen und Bürger zu mehren. 

Gerade in dieser schwierigen Lage müssen wir den Menschen Mut machen, Kreativi-

tät, Initiative und Optimismus zu bewahren. 

Ich wünsche uns allen die Scharfsicht und den Mut, diese unsere Aufgaben verant-

wortungsbewusst anzugehen und nach bestem Wissen und Gewissen zu erfüllen.“ 
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Mitgliederversammlung am 03.11.2008; Ergebnisniederschrift  
 

 

 

TOP: 2 Grußworte 

TOP: 2.3 Geschäftsführendes Präsidialmitglied Dr. Gerd Landsberg, Deutscher 
Städte- und Gemeindebund, Berlin 

Geschäftsführendes Präsidialmitglied Dr. Gerd Landsberg, Deutscher Städte- 
und Gemeindebund, Berlin: 

„Sehr geehrter, lieber Herr Höfer,  

lieber Herr Manns,  

meine sehr verehrten Damen und Herren,  

ich freue mich, dass ich heute hier zu Ihnen auf dieser großen Versammlung spre-

chen darf.  

Die große Zahl der Teilnehmer ist ein weiterer Beleg für die Stärke und Bedeutung 

dieses Verbandes.  

Zurzeit, meine Damen und Herren, haben wir eine globale Finanzkrise von ungeahn-

tem Ausmaß. Vor diesem Hintergrund wird mit Sicherheit das Wirtschaftswachstum 

in Deutschland 2009 fast zum Erliegen kommen. Das hat auch für die Kommunen 

gravierende Auswirkungen. Es bedeutet weniger Steuereinnahmen, eine höhere 

Verschuldung und es bedeutet auch - darüber sollte man sich keine Illusionen ma-

chen – dass es auf Bundesebene mit Sicherheit nicht gelingen wird, im Jahre 2011 

einen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen.  

0,1 Prozent weniger Wachstum bedeutet für Bund, Länder und Kommunen 500 Mil-

lionen Euro Steuern weniger. Dieses Jahr hatten wir ein Wachstum von 1,8 Prozent. 
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Wenn wir nächstes Jahr nur 0,2 Prozent erreichen, wie die Wirtschaftsinstitute vor-

hersagen, fehlen allein 8 Mrd. Euro an Steuereinnahmen.  

Meine Damen und Herren, die Finanzkrise zeigt einmal mehr, dass in Zeiten schwe-

rer Krisen nur die kleineren Einheiten erfolgreich und widerstandsfähig sind. Es 

ist erst wenige Jahre her, dass wir in Brüssel eine breite Diskussion über die so ge-

nannte Gewährträgerhaftung der Kommunen für ihre Sparkassen führen mussten. 

Das System wurde verteufelt. Uns wurde vorgehalten, dies sei wettbewerbswidrig 

und wir sollten uns lieber am Vorbild der USA und von Großbritannien orientieren. 

Heute müssen wir dramatisch erleben, wie falsch das war. Auf einmal sind alle froh, 

dass es die Sparkassen mit ihrer regionalen Verankerung, ihrer Orientierung an der 

Realwirtschaft gibt. Die großen Investmentbanker haben gestern noch über die 
Sparkassen gelächelt, deren zu geringe Rendite bedauert und vorhergesagt, 
ein solches System könne keine Zukunft haben. Der heutige Bundespräsident, 

Horst Köhler, meine Damen und Herren, und ehemalige Chef des Deutschen Spar-

kassen- und Giroverbandes wurde teilweise abwertend als „früherer Sparkassendi-

rektor“ bezeichnet. Jetzt ist man froh, dass die Sparkassen stabilisierend wirken, weil 

sie 100 Mrd. Euro mehr an Einlagen haben, als sie an Krediten verausgabt haben.  

Wir müssen - meine Damen und Herren, da bin ich ganz sicher - diese Krise nutzen, 

um zu einer Renaissance des Örtlichen, der Kommunen, aber auch des Erfolgsprin-

zips der Sparkassen zu kommen.  

Ich bin ganz sicher, meine Damen und Herren, die Finanzkrise wird weder an den 

Kommunen noch an der Realwirtschaft vorbeigehen.  

Wir werden eine neue gesellschaftliche Diskussion bekommen und ich bin zuversich-

tlich, dass dies auch eine Renaissance der Städte und Gemeinden bedeuten kann. 

Gerade vor dem Hintergrund der Krise werden die Menschen Heimat in ihrer Stadt 

und ihrer Gemeinde suchen. Sie werden dort die Lösung ihrer Probleme erwarten. 

Die Privatisierung als Allheilmittel aller Probleme wird langfristig keinerlei Chance 

mehr haben.  

Diese Tendenz zeigte sich schon in den letzten Monaten. Vor etwa einem halben 

Jahr sind in Leipzig mehr Menschen zu einem Bürgerbegehren gegangen, als zur 

Wahl des Oberbürgermeisters, als es darum ging, den Teilverkauf von 59 Prozent 

der Stadtwerke zu verhindern.  
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Auch in der Bildung, meine Damen und Herren, wird es ohne die Kommunen nicht 

besser. Vor wenigen Tagen hat der so genannte Bildungsgipfel in Dresden stattge-

funden. Es ist völlig unstreitig, dass Bildung eine der zentralen Herausforderungen 

für unser Land ist. Wird die Bildung nicht besser, werden wir den demographischen 

Wandel, die Globalisierung, die Integration von Zuwanderern und die Zukunftssiche-

rung unseres Sozialstaates nicht meistern können.  

Die Defizite in unserem Bildungssystem sind offensichtlich. 80.000 Schüler verlassen 

die Schule ohne Abschluss, das sind 8 Prozent eines Jahrgangs, bei den Ausländern 

sind es fast 20 Prozent. 400.000 Langzeitarbeitslose haben keinen Schulabschluss 

und 1,5 Mio. der Arbeitslosen verfügen über keine ausreichende berufliche Qualifika-

tion. Die Arbeitgeber beklagen, dass immer mehr Schüler trotz Schulabschluss nicht 

ausbildungsfähig sind.  

Wir brauchen also eine echte Bildungsoffensive. Das beginnt mit einer besseren 

Ausbildung der Erzieherinnen im Kindergarten, mit kleineren Gruppen und individuel-

ler Förderung. Auch der flächendeckende Ausbau von Ganztagsschulen muss vor-

angetrieben werden. Ich bin ganz sicher, meine Damen und Herren, wir sollten auch 

die Eltern mehr in die Pflicht nehmen. Die Schulgesetze der Länder kennen überwie-

gend nur Elternrechte, aber keine Elternpflichten. Auch die Wirtschaft sollte nicht nur 

Forderungen stellen, sondern sich im Bildungssystem mehr engagieren, z. B. durch 

mehr Praktikumsstellen für Schüler.  

Diese vielzähligen notwendigen Verbesserungen, müssen allerdings dauerhaft finan-

ziert werden. Hier hat der Bildungsgipfel leider vieles offen gelassen. Bund und Län-

der sind in der Pflicht, meine Damen und Herren, vor der Formulierung immer neuer 

Versprechungen ein Finanzierungskonzept zu beschließen. Die Kommunen sind aus 

eigener Kraft nicht in der Lage, immer neue Anforderungen bei Personal und Infrast-

ruktur zu leisten. Ich warne auch vor dem Gerücht einer so genannten Selbstfinan-
zierung durch die demographische Rendite. Auch wenn die Zahl der Schüler ab-

nimmt, werden die Kosten für die Gebäude und das Personal nicht automatisch re-

duziert.  

Wenn in diesen Tagen über ein Konjunkturprogramm gesprochen wird, so erwarten 

wir zu Recht, dass auch die Kommunen im Rahmen der Sanierung ihrer Schulen und 

ihrer anderen Bildungseinrichtungen angemessen berücksichtigt werden.  
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Gerade in einem Wahljahr, meine Damen und Herren, müssen wir der Politik immer 

eines klarmachen, ob es soziale Gerechtigkeit gibt, ob die Menschen Politik verdros-

sen sind oder nicht, ob sie Demokratie nicht nur formal annehmen, sondern inhaltlich 

leben, wird sich immer und zuallererst in unseren Städten und Gemeinden entschei-

den. Dieses Bewusstsein wird durch die jetzige Krise sicherlich noch viel stärker in 

den Vordergrund treten.  

Das Bewusstsein der Bürgerinnen und Bürger, meine Damen und Herren, ist auf die-

sem Sektor schon viel weiter als viele große Politiker wahrhaben wollen.  

Dies hat sich in beeindruckender Weise an einer Umfrage gezeigt, die wir als 

Deutscher Städte- und Gemeindebund gemeinsam mit der Bertelsmann Stiftung 

durchgeführt haben. Danach geben Deutschlands Bürger ihren Bürgermeistern aus-

gesprochen gute Noten. 78 Prozent der wahlberechtigten Deutschen sind mit 
ihren Bürgermeistern zufrieden bis sehr zufrieden, so das Ergebnis der Umfrage, 

die wir mit der Mannheimer Forschungsgruppe Wahlen durchgeführt haben.  

Bemerkenswert ist auch, wie die Bürgermeister selbst ihren Schwerpunkt se-
hen. Vorrang sehen sie bei der Kinder-, Familien- und Jugendpolitik mit 71 Pro-
zent. Weitere wichtige Themen sind natürlich Finanzen, Schuldenabbau und 
Bürokratie.  

Das zeigt ganz deutlich, dass die berühmte Politikverdrossenheit jedenfalls die kom-

munale Ebene noch nicht erreicht hat.  

Dies ist zugleich das Pfund, meine Damen und Herren, mit dem wir wuchern sollten 

und das uns auch das Recht gibt, selbstbewusst gegenüber den anderen Ebenen 

aufzutreten.  

Bürger, meine Damen und Herren, begreifen sich in erster Linie als Bürger ihrer Ge-

meinde, nicht etwa als Kreisbürger oder als Landesbürger. Dieses Selbstverständnis 

der Menschen müssen wir durch offene und bürgernahe Gemeinden erhalten und 

fördern. Bei den immer wieder auftauchenden Streitigkeiten, wer ist für was zustän-

dig und wie wird es finanziert, muss ein Grundsatz gelten, den der frühere baden-

württembergische Ministerpräsident Erwin Teufel einmal sinngemäß wie folgt formu-

liert hat:  

‚Zunächst seien die Gemeinden - und nur sie - für alles zuständig. Die Krei-
se seien nicht schon dann zuständig, wenn sie etwas auch könnte, sondern 
nur dann, wenn die Gemeinden es nachweislich nicht könnten. Beweis-
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pflichtig sei der Kreis. Gleiches gelte im Verhältnis vor den Kreisen zum 
Land, vom Land zum Bund und vom Bund zur EU.‘  

Ich bin sicher, wenn wir nach diesem Programm verfahren, meine Damen und Her-

ren, dann wird es eine Renaissance der Kommunen geben, die Politikverdrossenheit 

abnehmen und wir werden in unserem Staat vorankommen.  

Ich möchte meine Ausführungen mit einem Zitat von Manfred Rommel, dem früheren 

Oberbürgermeister der Stadt Stuttgart schießen. Er hat einmal gesagt:  

‚Wer ein zu langes Grußwort hält, dem sind auch alle anderen politischen 
Gemeinheiten zuzutrauen.‘ 

Diesem Vorwurf möchte ich mich natürlich nicht aussetzen und bedanke mich für 

Ihre Aufmerksamkeit!“ 

 

 



- 21 - 

.../ 22 

 

Mitgliederversammlung am 03.11.2008; Ergebnisniederschrift  
 

 

 

TOP: 2 Grußworte 

TOP: 2.4 Oberbürgermeisterin Birgit Collin-Langen, Bingen am Rhein   

Oberbürgermeisterin Birgit Collin-Langen, Bingen am Rhein, begrüßt unmittelbar im 

Anschluss an die Eröffnung durch den Vorsitzenden (TOP 1) die Anwesenden, vor 

allem die Ehrengäste und bringt ihre Freude zum Ausdruck, dass die diesjährige 

Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz in Bingen 

am Rhein stattfindet. Die Oberbürgermeisterin stellt die Landesgartenschau 2008 als 

außerordentlich erfolgreiches Großereignis für die Stadt und die Region heraus. Die 

Landesgartenschau habe die Infrastruktur und das Ortsbild von Bingen nachhaltig 

verbessert und bereichert. 
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Mitgliederversammlung am 03.11.2008; Ergebnisniederschrift  
 

 

 

TOP: 3 Jahresrechnung 2007 

TOP: 3.1 Prüfungsberichte 

Wirtschaftsprüfer Klemens Bellefontaine, Dipl.-Volkswirt von der Mittelrheinischen 

Treuhand GmbH, Koblenz, erläutert die Ergebnisse der Prüfungsberichte für den 

Zweckbetrieb (Haushalt I) und den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (Haushalt II) 

und stellt heraus, dass seitens des Wirtschaftsprüfers Dr. Klaus Höflich, Mainz, hin-

sichtlich der beiden Jahresabschlüsse uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt 

worden ist. 
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Mitgliederversammlung am 03.11.2008; Ergebnisniederschrift  
 

 

 

TOP: 3 Jahresrechnung 2007 

TOP: 3.2 Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes und der Ge-
schäftsführung 

OB Peter Labonte, Lahnstein, stellt den Antrag, dem Vorstand und der Geschäfts-
führung Entlastung zu erteilen und die Ergebnisse auf neue Rechnung vorzutragen. 

Die Mitgliederversammlung stimmt zu (einstimmig, ohne Enthaltungen). 

Oberbürgermeister Peter Labonte, Lahnstein: 

„Kaum hat Herr Bellefontaine gesprochen, 

komm ich hier auf die Bühn' gekrochen. 

Man sagte mir, ich müsst mich eilen, 

und soll den Antrag stellen, Entlastung zu erteilen. 

Doch ich beton an dieser Stelle: 

das geht nicht ganz so auf die Schnelle, 

denn - wie immer - kommt der Prüfbericht 

von mir gereimt, heut als Gedicht! 

Im September kam zu mir, 

vom Burkhard Höhlein viel Papier, 

ich guckte rein und denk ich spinn, 

da war die Jahresrechnung drin. 

Ich begann zu lesen und zu fluchen, 

ich sollt ja wohl nen Fehler suchen, 
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doch leider fand ich hierbei keinen, 

der GStB scheint wohl im reinen. 

Ich las, und das war echt erhellend: 

Die Vermögens- und Kapitalstrukturen sind zufriedenstellend. 

Und der Wirtschaftsprüfer schrieb dabei, 

dass der GStB auf'ner Erfolgsspur sei. 

Auch wenn weltweit die Banken wanken. 

unserm Verband hätten Gutes wir zu verdanken: 

Die Geschäftsstell in Ordnung und noch Geld in der Kasse, 

was will man mehr, die sind einfach Klasse! 

Drum trag ich vor, mit letzter Kraft, 

beim GStB wird gut geschafft! 

und drum will ich mich auch jetzt beeilen, 

und bitt Euch, Entlastung zu erteilen. 

Drum frage ich hier ganz verwegen: 

wer von Euch ist denn dagegen? 

Und zur korrekten Entlastungsgestaltung, 

frag ich jetzt noch hier nach Enthaltung. 

Ich stell fest, dass das Schicksal den Vorstand nicht hat ereilt, 

weil die Entlastung wurd - einstimmig - erteilt. 

Zum Abschluss stelle ich noch kurz hier fest, 

dass es sich mit dieser Entlastung gut weiterschlafen - äh schaffen 

lässt. 

Drum freut Euch was und seit schön heiter, 

denn mit der Sitzung geht's jetzt weiter. 

Ich dank, dass man mir zugehört 

Und hoff, ich hab nicht zu lang gestört, 

Tschüss sagt Euch all, Lahnsteiner Pitter, 

ich tret jetzt ab und setz mich widder. 
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Mitgliederversammlung am 03.11.2008; Ergebnisniederschrift  
 

 

 

TOP: 4 Wahl einer/eines Vorsitzenden und einer/eines Stellv. Vorsitzenden 
des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz 

Der Vorsitzende, Bm/BmSt Heijo Höfer, ruft Punkt 4 der Tagesordnung „Wahl des 

Vorsitzenden und des Stellvertretenden Vorsitzenden“ auf.  

Der Vorsitzende überträgt die Durchführung der Wahl dem Geschäftsführenden Vor-

standsmitglied, VD Winfried Manns, als Vorsitzendem des Wahlausschusses gemäß 

Abschnitt IV der Verfahrensordnung für Wahlen vom 18.09.1992 i.d.F. vom 

05.11.2001. VD Winfried Manns weist darauf hin, dass die Mitgliederversammlung mit 

2.226 vertretenen Stimmen (das entspricht 66,87 %) auch bei diesem Punkt der Ta-

gesordnung beschlussfähig ist. 

VD Winfried Manns erläutert, dass die Leitung der Wahldurchführung dem Wahlaus-

schuss obliegt, der auch das Ergebnis der Wahl festzustellen hat. Dem Wahlaus-

schuss gehören an 

a) das Geschäftsführende Vorstandsmitglied als Vorsitzender, 

b) aus den Bezirksverbänden 
(Bm  Franz Klöckner, VG Diez, Bezirk Koblenz; Bm Matthias Pauly, Gerolstein, 
Bezirk Trier; Bm Wolfgang Bambey, Bezirk Rheinhessen-Pfalz) und 

c) weitere fünf Beisitzer, die von der Mitgliederversammlung zu berufen sind. 

VD Winfried Manns schlägt für die Berufung der fünf weiteren Beisitzer 

- Bm Klaus Penzer, VG Nierstein-Oppenheim, 
- Bm Klaus Müller, VG Glan-Münchweiler,  
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- Bm Franz-Josef Lauer, VG Rheinböllen, 
- Bm Achim Haag, VG Altenahr, und 
- Bm Rainer Buttstedt, VG Hamm/Sieg, 
vor.  

Weitere Vorschläge oder Gegenvorschläge ergeben sich nicht. 

Die genannten Personen sind mit einer Berufung als Beisitzer in den Wahlausschuss 

einverstanden. 

Die Mitgliederversammlung ist damit einverstanden, dass die vorgeschlagenen Mitg-

lieder des Wahlausschusses in einem Wahlgang gewählt und dass dabei offen abge-

stimmt wird. Ebenso ist die Mitgliederversammlung mit der Berufung der Vertreter der 

Bezirksverbände einverstanden. Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Die Mitgliederversammlung stimmt zu, dass die Einlasskontrolle und die Prüfung der 

Stimmberechtigung von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschäftsstelle des 

Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz durchgeführt worden sind. 

VD Winfried Manns informiert, dass der Vorstand in seiner Sitzung am 05.09.2008 auf 

Grund von Vorschlägen aus der CDU und der SPD einstimmig folgende Empfehlung 

für die Wahl des Vorsitzenden und des Stellvertretenden Vorsitzenden an die Mitg-

liedersammlung 2008 beschlossen hat: 

- Bürgermeister und Stadtbürgermeister Heijo Höfer (SPD), Verbandsgemein-
de und Stadt Altenkirchen,  

- Bürgermeister Aloysius Söhngen (CDU), Verbandsgemeinde Prüm. 

Gemäß § 11 der Satzung werden der Vorsitzende und sein Stellvertreter für vier Jah-

re gewählt. Nach Ablauf von 2 Jahren seit der Wahl wird der Vorsitzende Stellvertre-

ter und der Stellvertreter wird Vorsitzender. 

Der Vorstand hat einstimmig die Empfehlung ausgesprochen, dass die vierjährige 

Amtszeit im Falle seiner Wahl Bürgermeister und Stadtbürgermeister Heijo Höfer, 
Verbandsgemeinde und Stadt Altenkirchen, als Vorsitzender des Gemeinde- und 

Städtebundes Rheinland-Pfalz beginnt. Nach 2 Jahren (November 2010) erfolgt der 

satzungsmäßige Wechsel zu Bürgermeister Aloys Söhngen, Verbandsgemeinde 

Prüm. 

VD Winfried Manns gibt das Verfahren der Wahl des Vorsitzenden und des Stellvert-

retenden Vorsitzenden gem. § 15 Abs. 2 der Satzung wie folgt bekannt: 
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„Die Mitgliederversammlung kann beschließen, sofern dem nicht mehr als 5 v.H. der sat-

zungsmäßigen Stimmen widersprechen, dass der Vorsitzende und sein Stellvertreter ge-

meinsam und dass offen abgestimmt wird.“ 

Danach befragt VD Winfried Manns die Versammlung, ob es weitere Vorschläge für 

die nun durchzuführenden Wahlen gibt. Weitere Vorschläge oder Gegenvorschläge 

ergeben sich nicht. 

VD Winfried Manns befragt die Versammlung, ob der Vorsitzende und der Stellvertre-

tende Vorsitzende gemeinsam gewählt werden können und, ob die Wahl in offener 

Abstimmung durchgeführt werden kann. 

Hiergegen gibt es keinen Widerspruch. 

Die Mitgliederversammlung beschließt (einstimmig), dass der Vorsitzende und der 

Stellvertretende Vorsitzende gemeinsam und dass offen abgestimmt wird. 

Ergebnis: 

Die Mitgliederversammlung wählt zum Vorsitzenden/Stellv. Vorsitzenden einstimmig, 

ohne Enthaltungen: 

- Bürgermeister und Stadtbürgermeister Heijo Höfer (SPD), Verbandsgemein-
de und Stadt Altenkirchen,  

- Bürgermeister Aloysius Söhngen (CDU), Verbandsgemeinde Prüm. 

Gemäß § 11 der Satzung werden der Vorsitzende und sein Stellvertreter für vier Jah-

re gewählt. Nach Ablauf von 2 Jahren seit der Wahl wird der Vorsitzende Stellvertre-

ter und der Stellvertreter wird Vorsitzender. 

Bürgermeister und Stadtbürgermeister Heijo Höfer, Verbandsgemeinde und Stadt 

Altenkirchen, beginnt die vierjährige Amtszeit zunächst als Vorsitzender des Ge-

meinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz. Nach 2 Jahren (November 2010) erfolgt 

der satzungsmäßige Wechsel zu Bürgermeister Aloys Söhngen, Verbandsgemeinde 

Prüm, der die vierjährige Amtszeit zunächst als stellvertretender Vorsitzender be-

ginnt. 

Die Gewählten nehmen die Wahl an. 
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TOP: 5 Wahl eines Wahlvorstandmitgliedes  

Der Vorsitzende, Bm/BmSt Heijo Höfer, ruft Punkt 5 der Tagesordnung „Wahl eines 

Wahlvorstandesmitgliedes“ auf und erläutert, dass das bisherige Wahlvorstandsmitg-

lied Volkmar Pees aus dem Amt des Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Baum-

holder ausgeschieden sei. Deshalb sei die Wahl eines Wahlvorstandesmitgliedes für 

den Rest der Wahlzeit der Wahlvorstandsmitglieder – also bis zur Mitgliederversamm-

lung im Jahre 2009 – notwendig. Der Vorsitzende dankt Herrn Pees für die geleistete 

langjährige Arbeit im Gemeinde- und Städtebund, für die Mitglieder des Verbandes 

und die kommunale Selbstverwaltung in Rheinland-Pfalz.  

Der Vorsitzende überträgt die Durchführung der Wahl dem Geschäftsführenden Vor-

standsmitglied, VD Winfried Manns, als Vorsitzendem des Wahlausschusses gemäß 

Abschnitt IV der Verfahrensordnung für Wahlen vom 18.09.1992 i.d.F. vom 

05.11.2001. VD Winfried Manns weist darauf hin, dass die Mitgliederversammlung mit 

2.226 vertretenen Stimmen (das entspricht 66,87 %) auch bei diesem Punkt der Ta-

gesordnung beschlussfähig ist. 

VD Winfried Manns verweist auf das Verfahren der Wahl zu TOP 4 der Tagesordnung 

und fragt, ob es bei der Besetzung des Wahlausschusses auch bei dieser Wahl ver-

bleiben kann. 

Die Mitgliederversammlung stimmt diesem Vorschlag zu. 
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VD Winfried Manns informiert über die Beschlussfassung des Vorstandes (Sitzung 

vom 05.09.2008). Er weist darauf hin, dass das Vorschlagsrecht der SPD zustehe. 

Danach erläutert VD Winfried Manns die Beschlusslage im Vorstand. 

„Der Vorstand hat in seiner Sitzung am 05.09.2008 auf Grund des Vorschlag der SPD 

einstimmig folgende Empfehlung für die Wahl des Wahlvorstandsmitgliedes an die 

Mitgliedersammlung 2008 beschlossen: 

- Bürgermeisterin Anke Denker (SPD), Verbandsgemeinde Stromberg. 

Er weist darauf hin, dass das Wahlvorstandsmitglied für den Rest der Wahlzeit der 

Wahlvorstandmitglieder, also bis zur Mitgliederversammlung 2009 erfolgt. 

VD Winfried Manns gibt das Verfahren der Wahl des Vorsitzenden und des Stellvert-

retenden Vorsitzenden gem. § 15 Abs. 2 der Satzung wie folgt bekannt: 

„Die Mitgliederversammlung kann beschließen, sofern dem nicht mehr als 5 v.H. der sat-

zungsmäßigen Stimmen widersprechen, dass die Wahl offen durch Handzeichen erfolgt.“ 

Danach befragt VD Winfried Manns die Versammlung, ob es weitere Vorschläge für 

die nun durchzuführende Wahl gibt. Weitere Vorschläge oder Gegenvorschläge erge-

ben sich nicht. Gegen die Wahl in offener Abstimmung erhebt sich kein Widerspruch. 

VD Winfried Manns führt die Wahl in offener Abstimmung durch. 

Ergebnis: 

Der Mitgliederversammlung wählt einstimmig (ohne Enthaltungen) Bürgermeisterin 

Anke Denker, Verbandsgemeinde Stromberg, zum Mitglied des Vorstandes.  

Die Wahl des Wahlvorstandsmitglieds erfolgt für den Rest der Wahlzeit der Wahlvor-

standmitglieder, also bis zur Mitgliederversammlung 2009. 

Bürgermeisterin Anke Denker nimmt die Wahl. 
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TOP: 6 10 Thesen zur Positionsbestimmung des Gemeinde- und Städtebun-
des Rheinland-Pfalz – Schwerpunkte der zukünftigen Verbandsarbeit 

VD Winfried Manns: 

1. Das Hauptaugenmerk für die Zukunft der Kommunen in Rheinland-Pfalz muss 

auf eine angemessene Finanzausstattung gerichtet sein. Die immer weiter stei-

gende Zahl der Sonderzuweisungen muss reduziert werden, die allgemeinen 

Zuweisungen sollten kontinuierlich angehoben werden. Die jetzige Finanzkrise 

darf zu keinen weiteren Erhöhungen des Kredits im Stabilisierungsfonds führen. 

2. Die demografische Entwicklung darf keine Destabilisierung des ländlichen Rau-

mes nach sich ziehen. Die Ortsgemeinden als Impulsgeber des flachen Landes 

Rheinland-Pfalz müssen in ihrem Bestand und ihrer Zukunftsfähigkeit geschützt 

werden. 

3. Der GStB versteht sich in erster Linie als Vertreter der Ortsgemeinden und ver-

bandsangehörigen Städte (kommunale Ebene), Verbandsgemeinden, verbands-

freien Gemeinden und Städte und großen kreisangehörigen Städte in Rheinland-

Pfalz zur Erhaltung der Selbstverwaltungsgarantie. Die Allzuständigkeit der Ge-

meinden muss die Konsequenz haben, alle erfüllbaren Aufgaben auf der kom-

munalen Ebene zu belassen oder die Abwicklung von neuen Aufgabenzuwei-

sungen dorthin zu übertragen. Nur dadurch kann die von der Bundes- und Lan-

despolitik immer wieder beschworene und von uns geleistete Dienstleistungs-

orientierung und Bürgernähe tatsächlich realisiert werden. Die Verwaltungsre-
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form muss diesem Ziel Rechnung tragen. Wir setzen auf Kooperation und freiwil-

lige Zusammenschlüsse. 

4. Die Landesregierung sollte weitere Aufgaben aus den Sonderbehörden und der 

Mittelinstanz auf die kommunale Ebene (KV/VG) übertragen. Die 64er Liste kann 

hier nur ein erster Schritt sein. 

5. Die Ortsgemeinden und Verbandsgemeinden in Rheinland-Pfalz sind gerade für 

andere Bundesländer ein gutes Beispiel für örtliche Demokratie und die positiven 

Wirkungen des Ehrenamtes. Sie geben Heimat und sind gleichzeitig die kosten-

günstige kommunale Verwaltungsebene in Deutschland. Die Verbandsgemein-

deverwaltungen arbeiten bürgernah, kundenfreundlich und dienstleistungsorien-

tiert. Zur Erfüllung dieser Aufgabe sind aber auch alle sonstigen technischen, or-

ganisatorischen und betriebswirtschaftlichen Möglichkeiten zu nutzen. Dazu ge-

hören insbesondere die E-Dienstleistungen. Sie sollten aber möglichst landes-

weit einheitlich organisiert sein. 

6. Der GStB fördert die dazu notwendigen Ausbildungsmaßnahmen und regt im 

Hinblick auf die kaufmännische Buchführung und die technischen Neuerungen 

eine zwischen Bund, Land und Kommunen abgestimmte Fortbildungsorganisati-

on in Rheinland-Pfalz an. Besondere Anstrengungen sind hier zur Gewinnung 

junger Ratsmitglieder und ihrer Aus- und Fortbildung zu unternehmen. Wir wollen 

eine wesentlich direktere Information der Ortsgemeinden, der Ortsbürgermeister 

und der Bevölkerung realisieren. Wir streben eine Unterrichtung über anstehen-

de kommunalpolitische Fragen durch die Gemeindemitteilungsblätter in regelmä-

ßigen Abständen an. Wir werden kosDirekt weiter ausbauen. Die Verteilung der 

Information über die Verbandsgemeinden auf die Ortsgemeinden (alle sind mitt-

lerweile angeschlossen) muss datentechnisch verbessert werden.  

7. Ziel dieser Anstrengungen ist es, die ehrenamtliche Tätigkeit in den Gemeinden 

und damit die demokratischen Wurzeln dieses Systems besser darzustellen und 

den Bürgern nahe zu bringen. Damit besteht auch größere Chance, durch 

Transparenz und Information das Interesse an der Arbeit in den örtlichen politi-

schen Gremien zu wecken.  

8. Wir streiten für den Erhalt der Trägerschaft der Realschulen Plus bei den Ver-

bandsgemeinden, der Grundschulen und der Kindergärten bei den Ortsgemein-
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den. Freiwillige Hochzonungen der Zuständigkeiten sind eine örtliche Angele-

genheit. 

9. Der Zugang für die Bürger zur Verwaltung muss weiter optimiert werden. Dazu 

gehören kontinuierliche Verbesserung des Angebots in den Bürgerbüros ebenso 

wie der elektronische Zugang zu Verwaltungsleistungen.  

10. Der GStB ist Ansprechpartner der Kommunen in den Kern-Kompetenzen der 

kommunalen Zuständigkeiten und Dienstleister für die Ortsgemeinden und ver-

bandsangehörigen Städte, Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden und 

Städte und großen kreisangehörigen Städte bei der Bewältigung der anstehen-

den Aufgaben. 
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TOP: 7 Aussprache 

Hierzu ergeben sich keine Wortmeldungen. 
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TOP: 8 Schlusswort 

Bürgermeister Aloys Söhngen, Prüm, dankt der Mitgliederversammlung nochmals 

das ihm bei seiner einstimmigen Wahl entgegengebrachte Vertrauen. Bürgermeister 

Söhngen versichert, sich nach Kräften für die gemeinsame kommunale Sache einzu-

setzen. Es werde eine gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit dem Vorsitzen-

den und dem Geschäftsführenden Vorstandsmitglied, den Gremien und mit den Mi-

tarbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschäftsstelle geben. 

Der Stellv. Vorsitzende dankt den Anwesenden für ihr Interesse an der Arbeit des 

Gemeinde- und Städtebundes und schließt die Mitgliederversammlung. 

Mainz, 04.11.2008 

Der Vorsitzende 

 
Heijo Höfer 
Bürgermeister und Stadtbürgermeister 
 
Das Geschäftsführende Vorstandsmitglied 

 
Winfried Manns 
Verbandsdirektor 
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